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30. 05. 75 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Höcherl, Dr. Althammer, Dr. Häfele, Röhner 
und Fraktion der CDU/CSU 

betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 1976 


Wir fragen die Bundesregierung; 


1. Wann wird die Bundesregierung den Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1976 voraussichtlich verabschieden und 
wann im Parlament einbringen? 


2. Was verspricht sich der Bundesminister der Finanzen davon, 
die Chefgespräche über die Ausgaben des Bundeshaushalts 
1976 vor sich herzuschieben? 

Glaubt er, daß das die Entscheidung erleichtern wird? 


3. Welche Mehrbelastungen ergeben sich gegenüber den An- 
sätzen des geltenden Finanzplans für 1976 aus den für das 
laufende Jahr sich abzeichnenden Mehrlasten (Hinweis auf 
Kleine Anfrage betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 
1975)? 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes, daß bei gleichbleibender Höhe des Beitrags- 
satzes zur Arbeitslosenversicherung und zurückgehender 
Arbeitslosigkeit für das Jahr 1976 „keineswegs damit zu 
rechnen sei, daß die Bundesanstalt für Arbeit ihre Leistun- 
gen ohne Inanspruchnahme des Bundes finanzieren könne" 
und daß eine vorsichtige Vorausschau bei allen in einer 
solchen Schätzung begründeten Unsicherheiten „einen zu- 
sätzlichen Finanzbedarf von eher 4 Mrd. DM als möglich 
erscheinen lasse"? 


5. Gilt die Erklärung des Regierungssprechers gegenüber „Bild 
am Sonntag" vom 25. Mai 1975, daß eine Erhöhung des Bei- 
tragssatzes in der Arbeitslosenversicherung „nicht in Be- 
tracht komme", auch für das Jahr 1976? 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel,: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3709 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


6. Der Bundesminister der Finanzen hat für 1976 wiederholt 
„harte Sparmaßneihmen" angekündigt, bei denen es „knir- 
schen" werde. 

6.1 Zieht die Bundesregierung Eingriffe in bestehende Lei- 
stungs- oder sonstige Sozialgesetze in Betracht? 

6.2 Der für Haushaltsfragen zuständige Parlamentarische 
Staatssekretär des Bundesministers der Finanzen hat 
gegenüber Journalisten zu erkennen gegeben, daß in- 
nerhalb der Regierung an eine „Drosselung" der Aus- 
gaben nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
und nach dem Arbeitsförderungsgesetz gedacht sei. 
Welche Maßnahmen werden in diesen Bereichen in Er- 
wägung gezogen? 


7. Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung aus 
heutiger Sicht die Obergrenze der gesamtwirtschaftlich und 
verfassungsrechtlich vertretbaren Neuverschuldung (netto) 
des Bundes im Jahre 1976? 


Bonn, den 30. Mai 1975 


StrauB 


Leicht 

Höcherl 


Dr« Althammer 
Dr. Häfele 
Röhner 

Carstens, Stüchlen und Fraktion 
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